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Einleitung

In seiner ersten Rundfunkentscheidung aus dem Jahre 1961 bezeichnete das
Bundesverfassungsgericht den öffentlich-rechtlichen Rundfunk erstmals als „Me-
dium“ und „Faktor“ der öffentlichen Meinungsbildung.1 Der Rundfunk gehöre
„ebenso wie die Presse zu den unentbehrlichen modernen Massenkommunikati-
onsmitteln“2. Heute ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk Teil eines Kommunika-
tions- undMedienmarktes, dessen quantitative Vielfalt im Jahre 1961 wohl kaum für
möglich gehalten worden wäre. Der Bürger kann dort nicht nur aus einer Vielzahl an
privat veranstalteten Fernseh- und Hörfunkprogrammen wählen. Im Internet be-
gegnet er einer Flut an informierenden, bildenden, kulturellen und unterhaltenden
Inhalten, die ihm insbesondere große Plattformen wie YouTube oder Spotify an-
bieten und unter denen er frei und zeitunabhängig wählen kann. Die Bedeutung des
Internets für die Meinungsbildung ist inzwischen größer als die des Fernsehens.3

Dagegenveranstalten die Anstalten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks auch heute
noch 20 Fernsehprogramme.4 Ist der Bestand eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks
und seines Angebots mit den neuen technischen Möglichkeiten, die die Mei-
nungsbildung heute erleichtern, überholt? Was kann und soll der öffentlich-recht-
liche Rundfunk mit seinem Programm unter diesen Umständen leisten?

Die Arbeit untersucht, welcher Reformen es bedarf, um das öffentlich-rechtliche
Programm in Struktur und Inhalt an die sich wandelnden Bedürfnisse und Interessen
der Gesellschaft anzupassen und stellt sie der Reform des Programmauftrags nach
dem Dritten Medienänderungsstaatsvertrag sowie weiteren Reformvorschlägen
gegenüber.

Hierbei kommt auch das Verfahren zur Festsetzung des Rundfunkbeitrags auf den
Prüfstand. Es sind vorwiegend die Bürger, die den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
und sein Programm mit Beiträgen finanzieren.5 Anders als im Falle der Bezahl-
dienste von Netflix, Sky oder Spotify ergibt sich die Pflicht zur Entrichtung einer
Geldleistung jedoch nicht aus der eigenen Entscheidung, entsprechendeAngebote zu

1 BVerfGE 12, 205 (260).
2 BVerfGE 12, 205 (260).
3 die medienanstalten, Mediengewichtungsstudie 2021–I, S. 9; das „potenzielle Mei-

nungsbildungsgewicht“ eines Mediums ergibt sich aus seiner „informierenden Tagesreich-
weite“ einerseits und seiner subjektiven Bedeutung für die Informationsvermittlung anderer-
seits (die medienanstalten, Vielfaltsbericht 2021, S. 10 f.).

4 Vgl. § 28 Abs. 1 bis 4 MStV.
5 Vgl. § 35 S. 1 2. Hs. MStV.



beziehen. Sie ergibt sich aus dem Gesetz6 und besteht darüber hinaus auch unab-
hängig davon, ob der Beitragspflichtige Angebote des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks tatsächlich in Anspruch nimmt oder nicht. In verlässlicher Regelmä-
ßigkeit entzündet sich daher der gesellschaftspolitische Diskurs um den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, sein Programm und dessen Beitragsfinanzierung an anste-
henden Beitragserhöhungen, die die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs
der Rundfunkanstalten (KEF) den Ländern vorschlägt. Entsprechende Debatten in
den Landtagen beeinträchtigen die Funktionsfähigkeit des Beitragsfestsetzungs-
verfahrens und gehen zulasten der finanziellen Planungssicherheit der Anstalten.
Denn diese sind für die Verwirklichung ihrer programmlichen Entscheidungen auf
die Umsetzung des KEF-Beitragsvorschlags durch die Landesparlamente ange-
wiesen. Damit ist der Rundfunkbeitrag auch heute noch ein „politischer Preis“.7

Sinnbildlich steht hierfür die unterlassene Zustimmung des Landtags von Sachsen-
Anhalt zur Beitragserhöhung im Dezember 2020.

In ihrem 22. Bericht hatte die KEF den Ländern eine Beitragserhöhung um
86 Cent auf 18,36 Euro mit Wirkung zum 01.01.2021 vorgeschlagen.8 Mit Aus-
nahme des Landes Sachsen-Anhalts stimmten dem Ersten Medienänderungsstaats-
vertrag, mit dem der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag entsprechend geändert
werden sollte, alle Landesparlamente zu. Die staatsvertragliche Umsetzung der
Beitragserhöhung, die ein Einvernehmen sämtlicher Länder erfordert, scheiterte. Die
Debatte in Sachsen-Anhalt war begleitet von politischen Grundsatzdebatten und
parteipolitischen Konflikten. Im Parlament war zudem heftige Kritik am öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, an seinem Programm und sogar an einzelnen Programmin-
halten geübt worden. Auf Beschwerde der Anstalten erklärte das Bundesverfas-
sungsgericht am 20.07.2021 das Unterlassen des Landes Sachsen-Anhalt für mit den
Vorgaben der Rundfunkfreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG unvereinbar.9Der Vorgang
in Sachsen-Anhalt verwundert mit Blick auf die offensichtlichen Verstöße gegen
verfassungsrechtliche Grundsätze, die für die Beitragsfestsetzung bereits Jahre zuvor
durch das Bundesverfassungsgericht aufgestellt worden waren. Im Jahre 1994 hatte
das Gericht festgestellt, dass der Festsetzung der Rundfunkgebühr allein die Pro-
grammentscheidungen der Anstalten zugrundezulegen seien.10 Für die Umsetzung
programmlicher und medienpolitischer Entscheidung sei der Gesetzgeber auf die
allgemeine Rundfunkgesetzgebung verwiesen.11 Dass das geltende Beitragsfest-
setzungsverfahren offensichtliche Verstöße gegen Verfassungsrecht nicht auszu-

6 Vgl. §§ 2 Abs. 1, 5 Abs. 1 bis 3 RBeiStV.
7 Gersdorf, AfP 1994, 108 ff.; vgl. auch Lehment, ZUM 1994, 617, 621 f. Fn. 31 mit Ver-

weis auf die Doppeldeutigkeit des Begriffs.
8 22. KEF-Bericht, S. 18 sowie Tz. 610 f.
9 BVerfG, Beschluss vom 20.07.2021 – 1 BvR 2756/20 u. a. = BeckRS 2021, 21103

Rn. 102.
10 BVerfGE 90, 60 (94).
11 BVerfGE 90, 60 (94).
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schließen vermag, rückt auch das Beitragsfestsetzungsverfahren in den Fokus von
Reformbestrebungen. Auch sie sind daher Gegenstand dieser Untersuchung.

Noch im laufenden Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht beschloss die
Rundfunkkommission der Länder einen sogenannten Zweistufenplan.12 Im Ganzen,
aber nicht im Detail, lassen sich die Reformbestrebungen der Rundfunkkommission
auf das aus der Staatskanzlei Schleswig-Holstein stammende „ABC-Modell“
(Auftrag, Budgetierung undControlling) zurückführen,13 das bereits 2018 entwickelt
wurde.14 Es umfasste die Reform des Auftrags, der Finanzierung und der Kon-
trollmechanismen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Der Zweistufenplan der
Rundfunkkommission soll den Reformbedürfnissen in den Bereichen des Auftrags
auf erster und, sich daran anschließend, der Finanzierung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks auf zweiter Stufe Rechnung tragen.15

Gegenstand der ersten Stufe war zunächst der „Diskussionsentwurf zu Auftrag
und Strukturoptimierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks“ der Rundfunk-
kommission vom November 2021.16 Der Entwurf enthielt erstmals konkrete norm-
bezogene Vorschläge zur Novellierung der §§ 26 ff. MStV, die den Auftrag und das
Programm des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zum Gegenstand hatten. Abstim-
mungsbedarf sollte insbesondere zu den in eckigen Klammern gesetzten Regelungen
bestehen.17 Nach Aussage von Malu Dreyer, Vorsitzende der Rundfunkkommission,
zielte der Entwurf darauf ab, die „Akzeptanz undQualität“ des öffentlich-rechtlichen
Angebots zu stärken und den öffentlich-rechtlichen Rundfunk „in der Zeit der di-
gitalen Transformation“ „zukunftsfest“ zu machen.18 Am 21. Oktober 2022 und am
02. November 2022 unterzeichneten dieMinisterpräsidenten der Länder schließlich,
auf Grundlage des Diskussionsentwurfs, den Dritten Medienänderungsstaatsver-
trag,19 mit dem der Programmauftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks umfas-
send novelliert wird.20

Die Arbeit analysiert die Reformen, die sich für den Programmauftrag des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks aus dem Dritten Medienänderungsstaatsvertrag er-

12 Näher zur Entstehungsgeschichte des Zweistufenplans Franke, ZUM 2022, 180, 181 f.
13 Gersdorf, Auftrag und Finanzierung, S. 7.
14 Knothe, Medienkorrespondenz 11/12/2017, 3 ff.; Knothe erweiterte das ABC-Modell

später um drei weitere Buchstaben (Digitalisierung, Effizienz und Finanzierbarkeit), vgl.
Knothe, ZUM 2022, 176, 179.

15 Vgl. hierzu die Berichte in epd medien 12/13/2021, 7 f. und von Hartung, In zwei
Schritten zur großen Reform, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 17.03.2021, S. 13. Der
Zweistufenplan selbst ist unveröffentlicht.

16 Vgl. zum Diskussionsentwurf der Rundfunkkommission die Anlage zu dieser Arbeit.
17 Vgl. hierzu die Hinweise der Rundfunkkommission, die dem Diskussionsentwurf vor-

angestellt sind.
18 epd medien 43/2021, 11.
19 Bay LT, Begründung zum 3. MÄStV, Drs. 18/25052.
20 Der Staatsvertrag liegt den Ländern zur Zustimmung vor und tritt nach Art. 2 Abs. 2 3.

MÄStV am 01.07.2023 in Kraft.
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